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Walters Justizhauptsektetärin
als Urkundsbearntin der Geschäftsstelle

prozessbevollmä chti gte r: Rechtsanwalt Wen ning, U lrich, Godesberger

Alfee 90. 53175 Bonn,

hat die 11,'Zivilkammer deg Landgerichts Köln

auf die mündliche Verhandlung vom 04'12'2018

durch die Vorsitzende Richterin am Landgericht Schmitz, den Richter am Landgericht

Kockantiedt und die Richterin am Landgericht Dr. f'larperlng

für Recht erkannt:

LANDGERICHT KÖLN

IM NA]YIEN DES VOLKES

URTEIL

ln dem Rechtsstreil

Beklagten und lBerufu ngsklägerin,

Prozessbevollmä chtl gte :

gegen

EURO 2000 Autovermietung Rudolf Bayer KG, vertr, d. d. pers. haft. t3esellschafter

Siegburger Streße 40,53229 Bonn,

Klägerin und Berufurrgsbeklagte,
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Die Berufung der Beklagten gegen das Urteildes Amtsgerichte Köln vom

07.12.2017, Az. 270 C 148117, wird zur0ckgewiesen.

Die Koeten der Berufung trägt die Beklagte,

Das Urteil und die angefochtene Entscheidung gind vorläufig vollstreckbar.

GRÜNDE
t.

Von der Darstellung dee Tatbestandes wird abgesehen, SS 313 Abs. 1 S. 1, 540 Abs

2zPa.

il.

Die zulässige, insbesondere form- und fristgerecht eingelegte und begrtJ rdete Beru-

fung hat in der Sache keinen Erfolg. Das Amtsgericht hat zu Recht und mit :zutreffender

Begrllndung der Klage im erkannten Umfang stattgegeben, Die Klägerin hat einen An-

spruch aul Zahlung der geftend gemachten Mietwagenkosten in Höhe des ausgeurteil-

ten Betrages gemäß SS 7, 17 StVG,249 BGB, 115 WG aus abgetrertenenr Recht der

jeweifs durch die stattgefundenen Verkehrsunfälle geschädigten Zr:denten Auf die

Aueflhrungen im amtsgerlchtlichen Urtell wlrd zur Vermeidung von Wiederholungon

Bezug genommen, Ergänzend ist allein dae folgende auszufithren:

Das Amtsgericht ist entgegen der Auffassung der Berufung zutreff€nd davon ausge-

gangen, dass der Kläger nach $ 249 Abs, 2 Satz 1 BGB als erforderlichen Herstel-

lungsaufwand nur den Ersatz der Mietwagenkosten verlangen kann, clie ein verständi-

ger, wirtschaftlich denlcender Mertsch in der Lage des Geschädigten fur zrveckmäßig

und notwendig halten darf. Der Geschädigte hat nach dem aus dem Grundsatz der Er-

forderlichkeit hergeleiteten Wirtschaftllchkeitsgebot im Rahrnen des ihm Zumutbaren

etets den wirtschaftlicheren Weg der Schadensbehebung zu wählen^ Das brrdeutet für

den Bereich der Mietwagenkosten, dass er von mehreren auf dem örtllch relevanten

Markt - nicht nur für Unfallgeschädlgte - erhältlichen Tarifen ftlr die l\nmietung eines

vergleichberen Ersatzfahrzeugs (innerhalb eines gewissen Rahmens) grundsätzlich nur
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den gtinstigeren Mletprels verlangen kann (= angemessener Nornraltarll, BGH Urleil

vom 12. Oktober 2OO4 - Vl ZR 151/03, BGHZ 160, g77,383 f ; BGH Urteil vom 11,

März2008 - Vl ZR 1t/'107, VersR 2008, 699 Rn. 7; BGH Urtell vom 14. Olrtober 2008 -

Vl ZR 308/07, VersR 2008, 1706 Rn. 9 mwN).

Dfe Ermittlung der Schadenshöhe und damit des angemegsenen "Normaltilrifes" lst so-

dann Sache des nach S 287 ZPO besonders freigestellten Tatrichters. Eine bestirnmte

Art der Schätzungsgrundlage gibt $ 287 ZPO nicht vor. Das Amtsgericf t war dahor

grundsätzlich weder gehlndert, seiner Schadensschätzung die "Schwacke-Liste" noch

den Fraunhofer-Marktprelssplegel oder einen Durchschnittswert breider Erhebungen

zugrunde zu legen. Der Umstand, dass dle vorhandenen Markterherbungen im Einzel-

lall zu deutlich voneinander abweichenden Ergebnissen führen können, genügt nicht,

um Zweifel an der Elgnung der einen oder anderen Erhebung als Schätzgrundlage zu

begründen (BGH, Urtell vom 12. April 2011 * Vl ZR 300i09 -, Rn, 17, Juris).

Das Amtsgdricht hat auswelellch der Urteilsgründe auch tatsächllch nlcht - wie von der

Berufung behauptet - die Prüfung einer (mögllchen) Schadensmincierunglspflicht der

Prüfung dieser vom Geschädigten zu beweisenden Erforderlichkeit drer Mietwagenkos-

te nach S 249 BGB vorangestellt. (Das Amtsgericht hat die Prüfung rles S 254 BGB -
unter ausfiihrlicher Begründung seiner Vorgehensweiee lediglich lm F;all 1 aufgrund der

Frage elner verzögerten Reparatur nach neuntäglger Reparaturdauer und cler lnsoweit

gebotenen Sorgfaltspflicht bei der Auswahl und Übenrachung der Werketertt vorgezo-

gen.)

Das Amtegericht hat ferner nicht verkannt, dass die Eignung von Listen oderr Tabellen,

die bei der Schadensschätzung Verwendung finden können, mithin auch rfie hier zur

Anwendung gebrachte ,,Schwacke-Liste", dann, aber auch ßgr dann, der l3ärung be-

darf, wenn mlt konkreten Tatsachen auQezeigt wird, dass geltend gemachte Mängel

der Schätzungsgrundlage sich auf den zu entscheidenden Fall in erherblicherm Umfang

auswirken. Dle Anwendung der Listen durch den Tatrichter begegnet nämlich nur dann

Bedenken, wenn die Parteien deutlich günstigere bzw. ungünstlgere Angebcte anderer

Anbieter filr den konkreten Zeltraurn am Ort der Anmietung aufzeigen (OLG Düssel-

dorf, MDR 2015,454; BGH, NJW 2013, 1539; BGH NJW 2011, 1947).lm vorliegenden

Fall hat die Beklagte aber durch die Vorlage beispielhafter Tarife anderer fllletwagen-

unternehmen tatsächllch keine gtJnstigeren Angebote für elne vergleic;hbare Anmietsi-

,lluation aufgezeigt. Jedenfalls ergeben sich diese nicht aus den vorgelegten Anlagen

1IBLD 11,13,14 und 15), well sich die Vergleicheangebote fetztfich nicht auf vergleich-

llare Bedingungen beziehen (tägliche Verfügbarkeit; Selbstbeteiligung ab 950,00 Euro
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gg1. 150,00 Euro bei der Klägerln - insofern war das Begtreiten der fSeklagten, dass ei-

ne Selbstbeteiligung unter 500,00 Euro wirksam vereinbart worden siel, sclron nicht er-

heblich). Nach alledem war das Amtsgerlcht nicht gehindert gemräß S 287 ZPO in

Übereinstlmmung mit der Rechtsprechung des BGH (siehe oben) dier "Scht'vacke'Listo'

entsprechend geiner durchgrelbnden Begrttndung, zu der dle BerufLrngsklilgorin eben-

falls nicht Substantielles äußert, heranzuziehen.

Der Erforderlichkeit der Mietwagenkoeten steht im Fall 1) auch elne l\nmieldauer von g

Tagen nicht entgegen: Di6 Reparaturdauer ftir das verunfallte Fahr:leug von 9 Tagen

ergibt slch aus dem von der Beklagten selbst vorgelegten Reparaturablaulplan, gegen

den konkrete Elnwendungen nicht vorgebracht werden. Die Erforderlichkeit der Dauer

der Anmietung im $inne des $ 249 BGB ist damit belegt. Der Umstand, dass der Ge-

schädigte eein Fahrzeug nicht an sinom Montag in dle Werkstatt gebrachl hat, um zu

verhindern, dasg das Fahrzeug auch 0ber das Wochenende in der Werkstatt verblei-

ben muss, begründet im Weiteren auch kelnen Veretoß gegen Schadenrntnderungs'

pflichten, S 254 BGB, Hler ist schon nlcht zu unterstellen, dass der Geschrldlgte Über'

haupt Kenntnis von der voraussichtlichen Dauer der Reparatur hatte, die ihn ttberhaupt

erst ln die Lage vereetzt hätte, den Beginn der Reparatur schadensbegren;lend auf ei-

nen Montag zu legen.

Nachdem festgestellt werden kann, dass die geltend gemachten Mietwagenkosten

nach alledem im Sinne dee $ 249 BGB erforderlich waren, ist auch lm Wr:iteren kein

Verstoß der Geschädigton gegen Schadensminderungspflichten im Sinne des $ 254

BGB erkonnbar. Insowelt wird nicht verkannt, dass dem Geschädigten eine kosten-

giinstigere Anmietung gemäß S 254 BGB grundsätzlich zugemutet wird, wenn fest-

steht, dass ihm eln günstigerer Normaltarif in der konkreten Situation "ohnt) Weiteres"

zugänglich war (BGH, Urteil vom 26.04.2015 Vl ZR 563/15; LG Köln, Urteil vom

01.08.2017, 11 S 473115 und vom 16.01.2018, 11 S 38/16), Diese \/oraußsetzungen

sind vorllegend jedoch durch dle Verweisungsschreiben der Beklagten vom 02.01'2014

(Fall 1) und vom 20.1 1.2014 (Fall 2) sowie durch das geftrhrte Telefonat lm Fall 5

schon nach dem Vortrag der Beklagten nicht srfüllt, weshalb Insoweit eine Beweisauf-

nahme, deren Unterlassung dle Beklagte mit der Berufung rtlgt, nicht veranlagst war.

Beide vorgenannten Verweisungsschreiben (Fall 1 und 2) Iassen Jewerils eirr konkretes

Angebot vermissen. Sle enthalten lediglich Hlnweise zu Tageshöchetpreise'r, die nlcht

irbers-chritten werden sollten und deren Berechtigung schon nicht erliennbirr lst Eine
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hinreicherrd konkrete Venareieung, aufgrund derer die Geschädigten ,,ohne Weiteres"

eine kostengünstlgere Anmietung hätten realisierert könnon, fiegt hierin jewllls nicht.

Auch lm Fall 5) hat die Beklagte tatsächlich nlcht dargelegt, dass der Geschädigte in

dle Lago versetzt worden wäre, ein Lerqleichhares Ersatzlahrzeug zu gÜnstigeren

Konditlonen ,,ohne Weiteree" anzumieten. So trägt die Beklagte zwar vor, <Jas sie dem

Geschädigten telefonisch am 31,03,2017 ein Mietfahrzeug der CARtf Autovermietung

vermittelt hat und der Geschädigte dieser Vermittlung zunächst zugestinrmt und eo-

dann dennoch bei der Klägerin angemietet hat, In einem weiteren Terlefonat am

11.O4,2017 habe die Beklagte den Geschädigten darauf hlngewiesen, dass ein Richt-

preis von 52,00 Euro pro Tag nicht trberschritten werden sollte.

Eine hinreichend konkrete Verweisung auf eln vergleichbares Angebot trägt die Beklag-

te zu dem Telefonat am 31.03.2017 jedoch tatsächfich nicht vor. Welchee Fahrzeug zu

welchem Preie hier angemletet werden konnte, bleibt offen. Auch detr Venveis auf ei-

nen Richtwert von 52,00 Euro im weiteren Telefonat vom 11.04.2017 stellt keinen hin-

reichend konkreten Venryeis nach obiger Maßgabe dar. Eine diesbezügliche Beweis-

aufnahme wäre daher rnangels hinrelchenden Vortrags der Beklagten iruf Ausfor-

schung gerlchtet und hatte daher im Ergebnls zu Recht zu unterbfeiben,

Die Kostenentscheldung folgt aus $ 97 Abs. 1 ZPO,

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf $$ 708 lrlr. 10,711,

713 ZPO.

Die Revislon war nicht zuzulassen, da dle Rechtssache keine grundsätzllche Bedeu-

tung hat und elne Entscheidung des Revlslonsgerichts auch nicht zur Fofibildung des

Rechts oder zur Slcherung einer einheitllchen Rechtsprechung erforderlich ist, $ 543

Abs.2 ZPO.

Streltwert ftlr das Berufungeverfahren ; 2.851,68 Euro

Schmitz Schmitz
zugloich für den

krankhrlltbsdlngt

an dcr Unterschrfflsleletun g

gehinden€n RILG Kockontiedt

Dr. Harpering
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